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Rechtlicher Schutz von Mandatsträger/innen
Ausgangslage

Wie sind Mandatsträger/innen (in unserem Fall Angestellte der Gemeindeverwaltung) vor ungerechtfertigten Angriffen und Ansprüchen im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung geschützt? 
Ist es Aufgabe des Arbeitgebers diesen Schutz zu klären und abzudecken? Oder ist man allenfalls über eine Mitgliedschaft beim VSAV geschützt (Rechtsberatung, Rechtsvertretung). 
Ich weiss, dass unsere Gemeinde eine Haftpflichtversicherung hat, die finanzielle "Verlusten"/Forderungen geltend machen würde. Ich denke bei meiner Anfrage aber an erweiterte Vorwürfe und Forderungen. Z.Bsp. bei Kindsmisshandlung, man habe zu spät reagiert. Der Gemeinderat sieht vor dies behördlich zu regeln und abzusegnen, in folgendem Sinne: 
1. Die Gemeinde schützt ihre MitarbeiterInnen vor ungerechtfertigten Angriffen und Ansprüchen, die im Zusammenhang mit ihrer Aufgabenerfüllung gegen sie erhoben werden.
2. Der Gemeinderat regelt die Übernahme der Kosten für den Rechtsschutz, wenn sich zur Wahrung der Rechte der MitarbeiterInnen die Beschreitung des Rechtsweges als notwendig erweist.
Würde dies genügen? 

Erwägungen 

Als Korrelat zur allgemeinen Sorgfalts- und Treuepflicht des Arbeitnehmers (vergl. im Privatrecht Art. 321a OR) trifft den Arbeitgeber die allgemeine Fürsorgepflicht (OR-Handkommentar Egli, OR Art. 321a N 4). Dem Arbeitnehmer muss im Rahmen des Arbeitsverhältnisses Schutz und Fürsorge zuteil werden und dessen berechtigte Interessen sind in guten Treuen zu wahren. (Basler Kommentar OR I-Rehbinder/Portmann, Art. 328 N 1 ff.).
Obwohl das OR nicht ohne weiteres auf öffentlichrechtliche Anstellungsverhältnisse übertragbar ist (Art. 342 Abs. 1 lit. a OR und Art. 6 Abs. 2 Bundespersonalgesetz BPG), gilt diese Pflicht auch für die öffentlichen Arbeitgeber (vergleiche für das Bundespersonal beispielsweise Art. 4 Abs. 2 BPG). 

Wenn der Arbeitgeber seinen Verpflichtungen nicht nachkommt, ist der Arbeitnehmer darauf angewiesen, sich zu wehren und den Arbeitgeber zu vertrags- respektive gestezeskonformem Schutz anzuhalten. Im Einzelfall kann das natürlich Anlass zu unterschiedlichen Auffassungen geben, was angemessener Schutz sei. Hier hilft - will man als Arbeitnehmer/in nicht auf sich alleine gestellt sein - eigentlich nur die gewerkschaftliche Organisation. Die VSAV bietet meines Wissens diesbezüglich keinen gewerkschaftsähnlichen Rechtsschutz (bitte direkt beim Sekretariat VSAV nachfragen). 
Was die Haftung der Mandatsträger nach den strengen Regeln des ZGB anbelangt: Hier müsste jede Arbeitgeberin über eine hinreichende Versicherung (Haftpflicht-, insbesondere Vermögensschadenhaftpflichtversicherung) verfügen. Einzuschliessen sind Schäden, welche private Mandatsträger anrichten, beispielsweise auch wenn sie ihr Mündel oder dessen Hab und Gut mit dem eigenen Privatfahrzeug transportieren und dabei Schaden anrichten. Die Ausgestaltung dieser Policen ist nach meiner Erfahrung zum Teil ziemlich dürftig, weshalb grosse Sorgfalt zu verwenden ist beim Abschluss der Versicherung.
Wenn Angriffe (z.B. von öffentlichen Medien) gegen Kindesschutzorgane gerichtet werden, sind die Betroffenen gut beraten, sich mit den vormundschaftlichen Behörden abzusprechen und die Medienarbeit den politisch Verantwortlichen zu überlassen, soweit diese sie nicht aus sachlichen Gründen den Fachstellen delegieren.

Der mir unterbreitete Wortlaut eines Gemeinderatsbeschlusses scheint mir nicht sehr viel sagend. Einerseits wird er wiederholen, was im öffentlichen Personalrecht ohnehin stehen müsste, andererseits wird nur die Kostenübernahme geregelt, wenn der Rechtsweg zu beschreiten ist. Vielfach ist allerdings anwaltlicher Beistand nötig, ohne dass der Rechtsweg beschritten werden muss. Dieser häufigere Fall ist mit dem gewählten Wortlaut nicht geregelt.

Ligerz, 11. August 2004
Kurt Affolter
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